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Abfalltermine

Bezirk         Restmüll und            Biotonne

Ia Montag, 25. Januar

Ib Dienstag, 26. Januar

IIa Mittwoch, 27. Januar

IIb Donnerstag, 28. Januar

Ia IIa Ib IIb IIIa IIIb IVa IVb

Bezirk           Altpapier
Ia Montag, 25. Januar
Ib Dienstag, 26. Januar
IIa Mittwoch, 27. Januar
IIb Donnerstag, 28. Januar

2-wöchentliche 
Leerung

Pfullinger Markttage:
Dienstags: 15:00 – 18:00 Uhr

Bio-Regio-Markt bis auf Weiteres auf dem Marktplatz

Freitags: 7:00 – 13:00 Uhr
Wochenmarkt auf dem Marktplatz

(Änderungen werden rechtzeitig bekanntgegeben)

Impressum: 
Herausgeber für den amtlichen und redaktionellen Teil (ohne Anzei-
gen) des „Amtsblatts“ ist der Bürgermeister oder sein Vertreter im Amt:  
Stadt Pfullingen,  Marktplatz 5, 72793 Pfullingen, Telefon 07121 7030-0, 
E-Mail: amtsblatt@pfullingen.de.
Herausgeber für den weiteren Inhalt ist der Verlag: Fink GmbH, Druck und 
Verlag, Sandwiesenstraße 17, 72793 Pfullingen, 
Telefon 07121 9793-0, Fax 07121 9793-993.

Notrufnummern...
Notarzt und Rettungsdienst  112
Feuerwehr 112
Polizei 110
Polizeirevier Pfullingen 9918-0
Giftnotruf 0761 19240
Klinikum am Steinenberg  200-0
Krankentransport 19222
Störung Strom und Gas (Tag und Nacht) 582 3222

Störung Wasser und Wärme (Tag und Nacht) 7030-9222

Soziale Einrichtungen
Hospizgruppe Die Brücke (Sitzwachen) 973432

Selbsthilfegruppe Lebenschance-Depression 790768

Weißer Ring Opfertelefon (Landkr. Reutlingen) 504859

Kinder- und Jugendtelefon (anonym und kostenlos) 116111

Telefonseelsorge (gebührenfrei)  0800 1110111

Bestattungsdienst Mutschler und Betz 79526

Bestattungsdienst Weible  78048

Notfalldienste
Ärztlicher Bereitschaftsdienst
Montag bis Freitag: ab 18.00 Uhr 
Telefon 116 117

Wochenende und Feiertage: 
durchgehend Telefon 116 117
Ab sofort gelten auch für die augen-, 
kinder- und HNO-ärztlichen 
Notfalldienste die bundesweite 
Rufnummer 116117 (Anruf ist kos-
tenlos) für den ärztlichen 
Bereitschaftsdienst vermittelt. 

Über diese Rufnummer werden auch die medizinisch notwen-
digen Hausbesuche koordiniert.

Adressen und Öffnungszeiten  
der Notfallpraxen:
beim Klinikum am Steinenberg
Steinenbergstraße 31, 72764 Reutlingen

Erwachsene Öffnungszeiten: Mo. bis Do. 18.00 bis 22.00 Uhr

Fr. 18.00 bis 22.00 Uhr; Sa., So., Ft., 8:00 bis 22:00 Uhr

Kinder Öffnungszeiten: Sa., So., Ft., 9:00 bis 13:00 Uhr und  
15:00 bis 20:00 Uhr

Apotheken-Notdienst jeweils von 08:30 bis 08:30

Freitag - 22.01.2021
List-Apotheke Reutlingen, Kaiserstr. 47, 72764 Reutlingen

Samstag - 23.01.2021
Linden-Apotheke Pfullingen, Schloßstr.1, 72793 Pfullingen

Sonntag - 24.01.2021
Bahnhof-Apotheke , Kaiserstr. 11, 72764 Reutlingen (Innenstadt)

Montag - 25.01.2021
Lindach-Apotheke, Lindachstr. 5, 72764 Reutlingen (Innenstadt)

Dienstag - 26.01.2021
Laiblin Apotheke Pfullingen, Laiblinsplatz 10, 72793 Pfullingen

Mittwoch - 27.01.2021
Albtor-Apotheke, Albstr. 2, 72764 Reutlingen (Innenstadt)

Donnerstag - 28.01.2021
Apotheke in der Kaiserpassage, Kaiserpassage 8, 72764 Reutlingen 

Zahnärztlicher Notfalldienst 01805 9 11-6 40
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Deutsche Rentenversicherung:  
Hilfe bei der Steuererklärung
Auch Rentnerinnen und Rentner müssen Steuern zahlen, wenn 
das zu versteuernde Einkommen den jährlichen Grundfreibetrag 
überschreitet. 2020 lag der Grundfreibetrag für Alleinstehende bei 
9.408 Euro und für Verheiratete bei 18.816 Euro.
Wer eine Steuererklärung machen muss, nutzt dafür gern die 
»Mitteilung zur Vorlage beim Finanzamt«. Mit dieser Mitteilung 
bescheinigt die Deutsche Rentenversicherung (DRV) den Ruhe-
ständlern kostenlos die Rentenhöhe für das abgelaufene Jahr. 
Wer die Bescheinigung schon einmal angefragt hat, bekommt sie 
ab Mitte Januar wieder automatisch von der DRV zugesandt. Wer 
sie erstmals benötigt, kann sie kostenlos unter www.deutsche-
rentenversicherung.de/steuerbescheinigung anfordern.
Weitere Informationen enthält die Broschüre »Versicherte und 
Rentner: Informationen zum Steuerrecht«. Sie kann kostenlos un-
ter der Telefonnummer 0721 825-23888 oder per E-Mail ( pres-
se@drv-bw.de) bestellt werden. Im Internet unter www.deutsche-
rentenversicherung.de steht die Broschüre ebenfalls als PDF zum 
Herunterladen zur Verfügung.

 
Einladung zur öffentlichen Kreistagssitzung 
am 01.02.2021
Sitzung am Montag, den 01.02.2021, 15:00 Uhr,
in der Uhlandhalle, Lindenstraße 6, 72827 Wannweil.

Tagesordnung
öffentlich
1. Wahl des Landrats des Landkreises Reutlingen
2. Mitteilungen/Anfragen

Mit freundlichem Gruß
gez.
Thomas Reumann
Landrat

Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 26.01.2021
Sehr geehrte Damen und Herren,
am Dienstag, 26. Januar 2021 findet um 17:00 Uhr in den 
Pfullinger Hallen eine Sitzung des Gemeinderates statt.
Ich lade die Einwohnerinnen und Einwohner herzlich ein.

Tagesordnung:
1.  Einwohner fragen
2.   Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-

schlüsse
3.   Erlass der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes für das-

Haushaltsjahr 2021 
 (incl. Stellenplan und Wirtschaftsplan Stadtwerke)
4.  Digitale Gemeinderatssitzungen
 Anpassung der Hauptsatzung
5.  Antrag der GAL-Fraktion öffentliche Bürgerinformation
 Fällung der Kastanienbäume
6.   Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwen-

dungen
7.  Bekanntgaben, Anfragen

Hinweise:
Die Sitzung findet unter Vorbehalt statt. Ob die Sitzung tatsäch-
lich stattfinden kann, hängt vom Infektionsgeschehen der Corona-
Pandemie ab. Über eine Absage werden Sie rechtzeitig auf unserer 
Homepage unter: https://www.pfullingen.de/de/informieren-er-
ledigen/Gemeinderat/Ratsinformationssystem informiert. Zudem 
stehen aufgrund der bestehenden Abstandsregelungen nur eine 
begrenzte Anzahl an Sitzplätzen zur Verfügung. Im Anschluss an 
die öffentliche Sitzung findet eine nichtöffentliche Sitzung statt.

gez.
Martin Fink
stv. Bürgermeister

 
Jahresrückblick 2020 
ab sofort erhältlich
Was hat Pfullingen im vergange-
nen Jahr bewegt, was war wich-
tig? Der druckfrische Jahresrück-
blick 2020 gibt dazu Übersicht in 
Form einer Chronik und fasst auf 
44 Seiten wichtige Ereignisse 
des vergangenen Jahres zusam-
men. Die Broschüre kann telefo-
nisch bestellt und ab sofort auch 
auf der Homepage der Stadtverwaltung abgerufen werden.
Mit dem in Broschürenform gestalteten und bunt bebilderten Jah-
resrückblicks blickt die Stadtverwaltung auf viele Begebenheiten 
des vergangenen Jahres zurück. Monatsweise unterteilt und mit 
den dazugehörigen Fotos ausgestattet, wird in den Texten über 
Ereignisse aus den verschiedenen Bereichen des städtischen Le-
bens berichtet.
Dieser Jahresrückblick geht auch per Post an alle bei der Stadtver-
waltung gemeldeten ehemaligen Pfullinger, die jetzt im Ausland 
leben und schon voll Spannung darauf warten, mit Neuigkeiten 
aus ihrer früheren Heimatstadt versorgt zu werden. Dankesbriefe 
aus aller Welt bringen jedes Jahr zum Ausdruck, wie wichtig die-
se Informationen sind, mit der die Verbindung in die "alte Heimat 
Pfullingen" aufrechterhalten wird.
Wer die Broschüre in gedruckter Form kostenlos zugeschickt 
bekommen möchte, kann diesen telefonisch beim i-Punkt unter 
der Telefonnummer 07121 7030-0 oder per E-Mail unter: info@
pfullingen.de anfordern. Digital ist der Jahresrückblick auch auf 
der Startseite des städtischen Homepage unter www.pfullingen.
de abrufbar.

Anmeldung zum Besuch von  
Kindertagseinrichtungen
In Pfullingen gibt es eine Vielzahl von Kinderbetreuungsangeboten.
Anbieter im Altersbereich teilweise schon ab 10 Monaten, 
bzw. 1 bis 3 Jahre sind:
·  Die Stadt Pfullingen mit der Kleinkindbetreuung im Kinderhaus 
„Klostergarten“, Klosterstraße 28 und Kinderhaus „Achalmstraße“, 
Achalmstraße 68,

·  Firma Denk mit! mit einer Krippe im Gebäude Jahnstraße 10 und 
im Gebäude Kurze Straße 15,

·  die Pfullinger Familienstube e. V. mit drei Gruppen im Gebäude 
Griesstraße 24/2,

·  Wilde 13 e. V. mit ihren Einrichtungen in der Markt- und Kloster-
straße,

·  Tagesmütterverein Reutlingen e. V. – TigeR-Gruppe im Gebäude 
Bahnhofstraße 2.

STADT PFULLINGEN

StadtStadt
Pfullingen

natürlich  erlebenswert

Jahresrückblick 2020
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Im Altersbereich 3 bis 6 Jahre gibt es diverse Kindergartenan-
gebote der Stadt, der Katholischen Kirche, der „Waldwichtel 
e. V.“ (Waldkindergarten) und der Kindertagesstätte „Hand 
in Hand“ im Gebäude Kaiserstraße 96.
Um den Wünschen und Bedürfnissen der Elternschaft gerecht wer-
den zu können, ist es erforderlich, dass die Kinder, die nach 
den Sommerferien in einer Kindertageseinrichtung aufge-
nommen werden sollen, bis spätestens 28. Februar 2021 in 
der gewünschten Einrichtung angemeldet werden.
Wenn Sie mehr über die unterschiedlichen Angebote in der Stadt 
erfahren möchten, erhalten Sie weitere Informationen auf der 
Homepage der Stadt www.pfullingen.de oder auch direkt bei der 
jeweiligen Einrichtung.
Amt für öffentliche Ordnung

Abholung der zusätzlichen "Laubtonnen"
Die für das erhöhte Laubaufkommen zusätzlich von der Stadtver-
waltung zur Verfügung gestellten Biotonnen werden Mitte Januar 
2021 wieder abgeholt.
Wenn Sie eine solche Tonne erhalten haben, stellen Sie diese bitte 
in dem für Ihr Gebiet geltenden Abholtermin mit Ihrer norma-
len Biotonne bereit - vielen Dank!

Aktuelle Fundsachen
Beim Fundamt der Stadt Pfullingen wurden in der vergangenen 
Woche folgende Fundsachen abgegeben:
- iPhone (schwarz)
- Schlüsselbund mit zwei Schlüsseln
- mehrere Einzelschlüssel

Frau Ulrike Wolf (Tel. 07121 7030-3302) vom Einwohnermeldeamt 
hilft Ihnen zu den üblichen Öffnungszeiten gerne weiter.

 
Neues Beratungsangebot zum Heizungstausch
Seit Januar dieses Jahres bietet die KlimaschutzAgentur Reutlingen 
in Kooperation mit der Verbraucherzentrale Beratungen zum Hei-
zungstausch an. Gemeinsam mit Pfullinger Ratsuchenden ermit-
teln die Berater_innen, welche Heiztechnik am besten zum Gebäu-
de und zu den Wünschen der Verbraucher passt. Dabei untersuchen 
die Berater_innen, welche Energieanschlüsse und Möglichkeiten 
zur Brennstofflagerung auf dem Grundstück vorhanden sind. Auf 
dieser Grundlage wird geprüft, welche Heiztechniken realisierbar 
sind. Schlussendlich werden alle Infrage kommenden Heiztechni-
ken miteinander verglichen und bewertet.
Termine für einen "Eignungscheck Heizung" und für kostenfreie 
Energieberatungsgespräche vereinbaren Sie über T. 07121 14 32 
571 oder info@klimaschutzagentur-reutlingen.de.

 
Veröffentlichung unter Bezugnahme auf § 4, Abs. 4 der Gemeinde- 
ordnung:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zu Stande gekommen 
sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zu Stande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1.  die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
2.  der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 wegen Gesetzwidrigkeit 

widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die 
Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung be-
gründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann 
auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verlet-
zung geltend machen. Bei der Bekanntmachung der Satzung ist auf die 
Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen hinzuweisen.

Satzung über die öffentliche Abwasser- 
beseitigung (Abwassersatzung – AbwS) 

der Stadt Pfullingen  
vom 1. Januar 2021

Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-
Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Stadt Pfullingen am 15. Dezember 2020 folgende 
Satzung beschlossen:

Hinweis:
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit ist die männliche Sprachform 
gewählt worden. Alle personenbezogenen Formulierungen gelten 
jedoch stets für alle Geschlechter gleichermaßen.

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 1 Öffentliche Einrichtung
1)  Die Stadt Pfullingen betreibt die Beseitigung des in ihrem 

Gebiet angefallenen Abwassers als eine öffentliche Einrich-
tung. Voraussetzung für die Beseitigung ist, dass das Ab-
wasser über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die 
öffentliche Abwasseranlage gelangt oder zu einer öffent-
lichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) 
wird.

2)  Die Stadt kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise 
durch Dritte vornehmen lassen.

3)  Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Än-
derung der öffentlichen Abwasseranlagen besteht nicht.

§ 2 Begriffsbestimmungen
1)  Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-

schaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaf-
ten veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit 
zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das 
von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder 
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Nie-
derschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus 
Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten.

2)  Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im 
Gemeindegebiet angefallene Abwasser zu sammeln, den 
Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. 
Öffentliche Abwasseranlagen sind insbesondere die öffent-
lichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von Grund- und Draina-
gewasser, durch die die öffentlichen Abwasseranlagen ent-
lastet werden, Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklärbecken, Retentionsbodenfilter, Abwasserpump-
werke, Kläranlagen und Versickerungs- und Rückhalteanla-
gen für Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und Rigolensys-
teme, Sickermulden/-teiche/-schächte), soweit sie nicht Teil 
der Grundstücksentwässerungsanlage sind, sowie offene 
und geschlossene Gräben, soweit sie von der Stadt zur öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden. Zu den 
öffentlichen Abwasseranlagen gehören auch für die Abwas-
serbeseitigung hergestellte künstliche Gewässer gemäß § 
17 Abs. 1 Nr. 1 KAG sowie der Teil der Hausanschlussleitung, 
der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
verläuft (Grundstücksanschluss).
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3)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, 
die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung 
des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. 
Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder 
im Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser dem 
Grundstücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüf-
schächte sowie Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckent-
wässerung und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten Grund-
stücksflächen befinden. 

4)  Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplan-
mäßige Ableitungen in den öffentlichen Kanal. Drosselein-
richtungen dienen der vergleichsmäßigen und reduzierten 
(gedrosselten) Ableitung von Abwasser in den öffentlichen 
Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine Einleitung nur in 
Ausnahmesituationen (zum Beispiel Starkregen) erfolgt. 

II.   ANSCHLUSS UND BENUTZUNG

§ 3  Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur 
Benutzung

1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser an-
fällt, sind nach näherer Bestimmung dieser Satzung berech-
tigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentlichen 
Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und 
das gesamte auf den Grundstücken anfallende Abwasser der 
Stadt im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu überlas-
sen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen 
Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des 
Eigentümers.

2)  Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 1 trifft 
auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer 
Wohnung berechtigten Personen.

3)  Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie 
bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig 
hergestellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst 
nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das 
Grundstück innerhalb von sechs Monaten nach der betriebs-
fertigen Herstellung anzuschließen.

4)  Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der An-
schluss im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege, des 
Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen Wohls 
geboten ist.

§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss
1)  Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öf-

fentliche Abwasseranlage technisch unzweckmäßig oder 
die Ableitung des Abwassers über diesen Anschluss für die 
öffentliche Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Stadt 
verlangen oder gestatten, dass das Grundstück an eine an-
dere öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird.

2)  Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasser-
anlage noch nicht hergestellt, kann die Stadt den vorläufi-
gen Anschluss an eine andere öffentliche Abwasseranlage 
gestatten oder verlangen.

§ 5 Befreiungen
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung und von der Pflicht zur Benutzung 
deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 WG der nach 
§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und so lange zu 
befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines 
die öffentlichen Belange überwiegenden privaten Interesses an 
der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden 
kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.

§ 6 Allgemeine Ausschlüsse
1)  Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche 

Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung der Klär-
werke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung beein-
trächtigen, die öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre 
Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschwe-
ren oder gefährden können oder die den in öffentlichen Ab-
wasseranlagen arbeitenden Personen oder dem Vorfluter 
schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und 
Dämpfe.

2) Insbesondere sind ausgeschlossen:
 1.  Stoffe − auch im zerkleinerten Zustand −, die zu Ablage-

rungen oder Verstopfungen in den öffentlichen Abwas-
seranlagen führen können (zum Beispiel Kehricht, Schutt, 
Asche, Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststof-
fe, Textilien, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und 
Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, 
Trester und hefehaltige Rückstände);

 2.    feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige 
Stoffe (zum Beispiel Benzin, Heizöl, Karbid, Phenole, Öle 
und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Sal-
ze, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren 
Chemikalien, Blut aus Schlachtungen, mit Krankheitskei-
men behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie Arzneimit-
tel;

 3.    Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft 
und Molke;

 4.    faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (zum Bei-
spiel milchsaure Konzentrate, Krautwasser);

 5.    Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder 
Dämpfe verbreiten kann;

 6.  Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht 
entspricht;

 7.  Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über 
den Richtwerten des Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-
M 115−2 vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: 
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e. V. – DWA –, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 
Hennef) liegen.

3)  Die Stadt kann im Einzelfall über die nach Abs. 2 einzuhalten-
den Anforderungen hinausgehende Anforderungen stellen, 
wenn dies für den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen 
erforderlich ist.

4)  Die Stadt kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmun-
gen der Abs. 1 und 2 zulassen, wenn öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im Ein-
zelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der Antrag-
steller eventuell entstehende Mehrkosten übernimmt.

§ 7 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung
1)  Die Stadt kann im Einzelfall Abwasser von der öffentlichen 

Abwasserbeseitigung ausschließen,
 a)  dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hin-

blick auf den Anfallort oder wegen der Art oder Menge 
des Abwassers unverhältnismäßig hohen Aufwand ver-
ursachen würde;

 b)  das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwas-
sertechnik nicht mit häuslichen Abwässern gesammelt, 
fortgeleitet oder behandelt werden kann.

2)  Die Stadt kann im Falle des Absatzes 1 den Anschluss und die 
Benutzung gestatten, wenn der Grundstückseigentümer die 
für den Bau und Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen 
entstehenden Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen 
angemessene Sicherheit leistet.
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3)  Schließt die Stadt in Einzelfällen Abwasser von der Beseiti-
gung aus, bedarf dies der Zustimmung der Wasserbehörde 
(§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).

§ 8 Einleitungsbeschränkungen
1)  Die Stadt kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von 

einer Vorbehandlung oder Speicherung abhängig machen, 
wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbesondere 
im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwasseranla-
gen oder auf sonstige öffentliche Belange erfordert.

2)  Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseran-
lagen, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlos-
sen sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet 
werden.

3)  Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht 
nicht unterliegt, und von sonstigem Wasser bedarf der 
schriftlichen Genehmigung der Gemeinde.

§ 9 Eigenkontrolle
1)  Die Stadt kann verlangen, dass auf Kosten des Verpflichte-

ten (nach § 3 Abs. 1 und 2) Vorrichtungen zur Messung und 
Registrierung der Abflüsse und der Beschaffenheit der Ab-
wässer sowie zur Bestimmung der Schadstofffracht in die 
Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder an sonst 
geeigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, betrieben 
und in ordnungsgemäßem Zustand gehalten werden.

2)  Die Stadt kann auch verlangen, dass eine Person bestimmt 
wird, die für die Bedienung der Anlage und für die Führung 
des Betriebstagebuchs verantwortlich ist. Das Betriebstage-
buch ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten 
Eintragung oder des letzten Beleges angerechnet, aufzube-
wahren und der Stadt auf Verlangen vorzulegen.

§ 10 Abwasseruntersuchungen
1)  Die Stadt kann beim Verpflichteten Abwasseruntersuchun-

gen vornehmen. Sie bestimmt, in welchen Abständen die Pro-
ben zu entnehmen sind, durch wen sie zu entnehmen sind 
und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 21 Abs. 2 
entsprechend.

2)  Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel fest-
gestellt werden, hat der Verpflichtete diese unverzüglich zu 
beseitigen. Die Beseitigung erfolgt auf Kosten des Verpflich-
teten, sofern ihm schuldhaftes Verursachen vorzuwerfen ist.

3)  Die Kosten einer Abwasseruntersuchung trägt der Verpflich-
tete, wenn die Ermittlungen ergeben, dass Vorschriften oder 
auferlegte Verpflichtungen nicht erfüllt worden sind oder 
wegen der besonderen Verhältnisse eine ständige Überwa-
chung gegeben ist.

§ 11 Grundstücksbenutzung
Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 93 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durch die Stadt 
verpflichtet werden, für Zwecke der öffentlichen Abwasserbesei-
tigung das Verlegen von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- 
und Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstücke zu dulden. 
Die Grundstückseigentümer haben insbesondere den Anschluss 
anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu ihren Grundstü-
cken zu dulden.

III.    GRUNDSTÜCKSANSCHLÜSSE, GRUNDSTÜCKSENTWÄS-
SERUNGSANLAGEN

§ 12  Grundstücksanschlüsse
1)  Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden ausschließlich 

von der Stadt hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, 
abgetrennt und beseitigt.

2)  Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren 
Änderung werden nach Anhörung des Grundstückseigentü-
mers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von 
der Stadt bestimmt. Die Stadt stellt die für den erstmaligen 
Anschluss eines Grundstücks notwendigen Grundstücks-
anschlüsse bereit; diese Kosten sind durch den Teilbetrag 
für den öffentlichen Abwasserkanal (§ 33 Nr. 1) abgegolten.

3)  Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen Abwas-
seranlagen angeschlossen wird, erhält einen Grundstücksan-
schluss; werden Grundstücke im Trennverfahren entwässert, 
gelten die beiden Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. 
Die Stadt kann mehr als einen Grundstücksanschluss herstel-
len, soweit sie es für technisch notwendig hält. In besonders 
begründeten Fällen (zum Beispiel Sammelgaragen, Reihen-
häuser) kann die Gemeinde den Anschluss mehrerer Grund-
stücke über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss vor-
schreiben oder auf Antrag zulassen.

§ 13  Sonstige Anschlüsse
1)  Die Stadt kann auf Antrag des Grundstückseigentümers wei-

tere Grundstücksanschlüsse sowie vorläufige oder vorüber-
gehende Anschlüsse herstellen. Als weitere Grundstücksan-
schlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstücke, die nach 
Entstehen der Beitragsschuld (§ 34) neu gebildet werden.

2)  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Ver-
änderung und Beseitigung der in Absatz 1 genannten Grund-
stücksanschlüsse hat der Grundstückseigentümer der Stadt 
zu erstatten.

3)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Her-
stellung des Grundstücksanschlusses, im Übrigen mit der 
Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbe-
scheids fällig.

§ 14  Private Grundstücksanschlüsse
1)  Private Grundstücksanschlüsse sind vom Grundstücksei-

gentümer auf eigene Kosten zu unterhalten, zu ändern, zu 
erneuern und zu beseitigen.

2)  Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Beschaffenheit 
und Art der Verlegung den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen der 
Stadt und verzichtet der Grundstückseigentümer schriftlich 
auf seine Rechte an der Leitung, so ist der Grundstücksan-
schluss auf sein Verlangen von der Stadt zu übernehmen. 
Dies gilt nicht für Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB).

3)  Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und Beseiti-
gungsarbeiten an privaten Grundstücksanschlüssen (Abs. 
1) sind der Stadt vom Grundstückseigentümer mindestens 
14 Tage vorher anzuzeigen.

§ 15  Genehmigungen
1) Der schriftlichen Genehmigung der Stadt bedürfen
 a)  die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen, 

deren Anschluss sowie deren Änderung;
 b)  die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie 

die Änderung der Benutzung. Bei vorübergehenden oder 
vorläufigen Anschlüssen wird die Genehmigung wider-
ruflich oder befristet ausgesprochen.

2)  Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare An-
schluss (z. B. über bestehende Grundstücksentwässerungs-
anlagen) gleich.

3)  Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und 
Menge der anfallenden Abwässer, die vorgesehene Behand-
lung der Abwässer und die Bemessung der Anlagen ersicht-
lich sein. Außerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen 
beizufügen:
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 -  Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung sämtlicher 
auf dem Grundstück bestehender Gebäude, der Straße, 
der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der 
vor dem Grundstück liegenden Straßenkanäle und der 
etwa vorhandenen weiteren Entwässerungsanlagen, 
Brunnen, Gruben, usw.;

 -  Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der 
einzelnen anzuschließenden Gebäude im Maßstab 1:100 
mit Einzeichnung der anzuschließenden Entwässerungs-
teile, der Dachableitung und aller Entwässerungsleitun-
gen unter Angabe des Materials, der lichten Weite und 
der Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse;

 -  Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteile 
im Maßstab 1:100 in der Richtung der Hauptleitungen 
(mit Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der 
Dimensionen und der Gefällverhältnisse, der Höhenlage, 
der Entwässerungsanlage und des Straßenkanals, bezo-
gen auf Normalnull).

Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen Angaben (Höhenlage 
des Straßenkanals, Lage der Anschlussstelle und Höhenfestpunk-
te) sind bei der Stadt einzuholen. Dort sind auch Formulare für die 
Entwässerungsanträge erhältlich.

§ 16  Regeln der Technik
Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik herzustellen, zu unterhalten und zu 
betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbe-
sondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb 
und die Unterhaltung von Abwasseranlagen und die Einleitungs-
standards, die die oberste Wasserbehörde durch öffentliche Be-
kanntmachung einführt. Von den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik kann abgewichen werden, wenn den Anforderungen 
auf andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird.

§ 17   Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grund-
stücksentwässerungsanlagen

1)  Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grund-
stückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, zu unter-
halten, zu ändern, zu erneuern und nach Bedarf gründlich zu 
reinigen.

2)  Die Stadt kann, zusammen mit dem Grundstücksanschluss, 
einen Teil der Grundstücksentwässerungsanlage, vom 
Grundstücksanschluss bis einschließlich des Prüfschachts, 
herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten 
hat der Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 3 gilt 
entsprechend.

3)  Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm 
Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht mit Reini-
gungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie technisch möglich 
an die öffentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets 
zugänglich und bis auf Rückstauebene (§ 20) wasserdicht 
ausgeführt sein.

4)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − auch vorü-
bergehend − außer Betrieb gesetzt, so kann die Stadt den 
Grundstücksanschluss verschließen oder beseitigen. Die 
Kosten trägt der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 3 gilt 
entsprechend. Die Stadt kann die in Satz 1 genannten Maß-
nahmen auf den Grundstückseigentümer übertragen.

§ 18   Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsge-
räte

1)  Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie 
Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in das Ab-
wasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abschei-
dung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit da-
zugehörenden Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, 

zu unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider mit den 
dazugehörenden Schlammfängen sind vom Grundstücksei-
gentümer in regelmäßigen Zeitabständen, darüber hinaus 
bei besonderem Bedarf, zu leeren und zu reinigen. Bei schuld-
hafter Säumnis ist er der Stadt gegenüber schadensersatz-
pflichtig. Für die Beseitigung/Verwertung der anfallenden 
Stoffe gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung.

2)  Die Stadt kann vom Grundstückseigentümer im Einzelfall den 
Einbau und den Betrieb einer Abwasserhebeanlage verlan-
gen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers notwendig 
ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an 
Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. § 16 bleibt 
unberührt.

3)  Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und der-
gleichen sowie Handtuchspender mit Spülvorrichtung dürfen 
nicht an Grundstücksentwässerungsanlagen angeschlossen 
werden.

§ 19  Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen
Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind 
unverzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück über 
eine Abwasserleitung an eine öffentliche Kläranlage angeschlos-
sen ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt der Grundstückseigen-
tümer selbst.

§ 20  Sicherung gegen Rückstau
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, insbesondere Toiletten mit Wasserspülung, Bo-
denabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken, die tiefer als die 
Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der Grundstücksent-
wässerung (Rückstauebene) liegen, müssen vom Grundstücksei-
gentümer auf seine Kosten gegen Rückstau gesichert werden. Im 
Übrigen hat der Grundstückseigentümer für rückstaufreien Abfluss 
des Abwassers zu sorgen.

§ 21   Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster

1)  Vor der Abnahme durch die Stadt darf die Grundstücksent-
wässerungsanlage nicht in Betrieb genommen werden. Die 
Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage befreit den 
Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausfüh-
renden Unternehmer nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die 
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung der Arbeiten.

2)  Die Stadt ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsan-
lagen zu prüfen. Die Grundstückseigentümer und Besitzer 
(nach § 3 Abs. 1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfungen zu 
dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung 
des Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgän-
ge zu gewähren und die sonst erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Von der Stadt beauftragte Personen dürfen Grund-
stücke zur Überwachung der Einhaltung der satzungsrecht-
lichen Vorschriften und der Erfüllung danach auferlegter 
Verpflichtungen betreten.

3)  Werden bei der Prüfung der Grundstücksentwässerungsanla-
gen Mängel festgestellt, hat sie der Grundstückseigentümer 
unverzüglich zu beseitigen.

4)  Die Stadt ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Ei-
genkontrollverordnung des Landes verpflichtet, Betriebe, 
von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge 
ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehand-
lungsanlage, deren Wirksamkeit, Betrieb oder Unterhaltung 
oder auf das Gewässer zu erwarten ist, in einem sogenann-
ten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei der 
Stadt geführt und auf Verlangen der Wasserbehörde über-
mittelt. Die Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflich-
tet, der Stadt auf deren Anforderung hin die für die Erstellung 
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des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu ma-
chen. Dabei handelt es sich um folgende Angaben: Namen 
des Betriebs und der Verantwortlichen, Art und Umfang der 
Produktion, eingeleitete Abwassermenge, Art der Abwasser-
vorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen Abwasserin-
haltsstoffe. Hierzu gehören insbesondere auch solche Stoffe, 
die in Anlage 5 und 7 der Oberflächengewässerverordnung 
genannt sind. Die Stadt wird dabei die Geheimhaltungspflicht 
von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen sowie die Belange 
des Datenschutzes beachten.

IV.   ABWASSERBEITRAG

§ 22  Erhebungsgrundsatz
Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für die 
Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffentlichen Abwas-
seranlagen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbeitrag wird in 
Teilbeträgen (§ 33) erhoben.

§ 23  Gegenstand der Beitragspflicht
1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bau-

liche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie be-
baut oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene 
Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der 
geordneten baulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung 
anstehen.

2)  Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen 
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitrags-
pflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 
nicht erfüllt sind.

§ 24  Beitragsschuldner
1)  Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, wer 

im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszah-
lungsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist.

2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 
der Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitrags-
pflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; 
bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig.

3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teilei-
gentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, 
ist die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig.

§ 25  Beitragsmaßstab
Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsfläche. Diese 
ergibt sich durch Vervielfachung der Grundstücksfläche (§ 26) mit 
einem Nutzungsfaktor (§ 27); das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende 
volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

§ 26  Grundstücksfläche
1) Als Grundstücksfläche gilt:
 1.  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die 

Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zu-
grunde zu legen ist;

 2.  soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 
34 Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderli-
che Festsetzung nicht enthält, die tatsächliche Grund-
stücksfläche bis zu einer Tiefe von … Metern von der der 
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgren-
ze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über 
diese Begrenzung hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, 
die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der 

baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grund-
stücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung 
zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Be-
stimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur 
Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen oder gärt-
nerisch genutzte Flächen. 

2)  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG blei-
ben unberührt.

§ 27  Nutzungsfaktor
1)  Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche 

(§ 26) mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzel-
nen beträgt:

 1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00,
 2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
 3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50,
 4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75,
 5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00.

2)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur 
eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen 
die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird ein 
Nutzungsfaktor von 0,5 zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für 
Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grund-
stücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder 
nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt 
werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, 
Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen). Die §§ 28 bis 31 
finden keine Anwendung.

§ 28   Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchst-
zulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine größere 
Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als Ge-
schosse gelten Vollgeschosse i. S. der Landesbauordnung (LBO) in 
der im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist die höchs-
te Zahl der Vollgeschosse maßgebend.

§ 29   Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt

1)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
eine Baumassenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die Bau-
massenzahl geteilt durch [3,5]; das Ergebnis wird auf eine 
volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastel-
len, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl 
abgerundet werden.

2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Bau-
massenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich 
die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die 
Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses 
durch [3,5]; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

§ 30   Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen 
festsetzt

1)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Bau-
massenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der 
baulichen Anlage geteilt durch
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 1.  [3,0] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 
(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

 2.  [4,0] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 
Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (GI), Urbane Gebiete (MU) und 
sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach-
kommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl auf-
gerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Bau-
massenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senk-
rechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so 
gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe 
der baulichen Anlage geteilt durch

 1.  [2,7] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 
(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

 2.  [3,5] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 
Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete 
(SO) festgesetzten Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach-
kommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl auf-
gerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

3)  Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan fest-
gesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese 
gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen.

4)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe 
als auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, 
so ist die Traufhöhe [alternativ: Firsthöhe] gemäß Abs. 2 [al-
ternativ: Abs. 1] und 3 in eine Geschosszahl umzurechnen.

§ 31   Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die keine Planfestsetzungen im Sinne der §§ 28 bis 30 
bestehen

1)  Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten 
Gebieten, für die der Bebauungsplan keine Festsetzungen 
nach den §§ 28 bis 30 enthält, ist maßgebend:

 1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vor-
handenen Geschosse,

 2.  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl 
der auf den Grundstücken der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandenen Geschosse.

2)  Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maßge-
bend:

 1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vor-
handenen Geschosse;

 2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben 
genehmigt ist, die Zahl der genehmigten Geschosse.

3)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der im 
Entstehungszeitpunkt (§ 34) geltenden Fassung. Sind auf 
einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unter-
schiedlicher Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl 
der Vollgeschosse maßgebend.

4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss i. S. 
der LBO gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks 
geteilt durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals 
geteilt durch [3,5], mindestens jedoch die nach Abs. 1 maß-
gebende Geschosszahl. Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die 
kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abge-
rundet werden.

§ 32  Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht
1)  Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine 

Beitragsschuld bereits entstanden ist oder deren Grundstü-
cke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere 
Beiträge erhoben,

 1.  soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässi-
ge Zahl bzw. genehmigte höhere Zahl der Vollgeschosse 
überschritten oder eine größere Zahl von Vollgeschossen 
allgemein zugelassen wird;

 2.  soweit in den Fällen des § 31 Abs. 2 Nr. 1 und 2 eine 
höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen wird;

 3.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt 
wird, für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden 
ist;

 4.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, 
für die eine Beitragsschuld bereits entstanden ist, neu 
gebildet werden.

2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen ge-
mäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 
KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere 
Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflä-
chenabgrenzung entfallen.

§ 33  Beitragssatz
Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus:
Teilbeiträge je m2 Nutzungsfläche (§ 25)
1. für den öffentlichen Abwasserkanal   5,41 €
2. für den mechanischen/biologischen 
 Teil des Klärwerks   1,35 €

§ 34  Entstehung der Beitragsschuld
1) Die Beitragsschuld entsteht:
 1.  in den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstück an 

den öffentlichen Kanal angeschlossen werden kann;
 2.  in den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühes-

tens jedoch mit dessen Genehmigung;
 3.  in den Fällen des § 33 Nr. 2, sobald die Teile der Abwas-

seranlagen für das Grundstück genutzt werden können;
 4.  in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung 

der Baugenehmigung bzw. dem Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans oder einer Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 und 3 BauGB;

 5.  in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung 
des Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist;

 6.  in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete 
Grundstück im Grundbuch eingetragen ist;

 7.  in den Fällen des § 32 Abs. 2 mit dem Wegfall der Voraus-
setzungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 
1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbe-
sondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes 
oder einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB, der 
Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsäch-
lichen Anschlusses von abgegrenzten Teilflächen, jedoch 
frühestens mit der Anzeige einer Nutzungsänderung ge-
mäß § 46 Abs. 7.
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2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öf-
fentlichen Abwasseranlagen hätten angeschlossen werden 
können, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, ent-
steht die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens mit dessen Genehmigung.

3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 entsprechend.

4)  Die Beitragsschuld nach § 22 ff. ruht als öffentliche Last auf 
dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht (§ 13 Abs. 3 KAG i. V. 
m. § 27 KAG).

§ 35  Vorauszahlungen, Fälligkeit
1)  Die Stadt kann Vorauszahlungen auf die Teilbeiträge nach 

§ 33 Nr. 1 und 2 in Höhe von 90 v. H. der voraussichtlichen 
Teilbeitragsschuld erheben, sobald mit der Herstellung des 
Teils der öffentlichen Abwasseranlagen begonnen wird.

2)  Der Abwasserbeitrag (Teilbeitrag) und die Vorauszahlungen 
werden jeweils einen Monat nach Bekanntgabe des Abga-
benbescheids fällig.

§ 36  Ablösung
1)  Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht ent-

standen ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablösung des 
Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) vereinbaren.

2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 
voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld (Teilbeitrags-
schuld); die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen die-
ser Satzung.

3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

V.   ABWASSERGEBÜHREN

§ 37  Erhebungsgrundsatz
Die Stadt erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseran-
lagen Abwassergebühren.

§ 38  Gebührenmaßstab
1)  Die Abwassergebühren werden getrennt für die auf den 

Grundstücken anfallende Schmutzwassermenge (Schmutz-
wassergebühr, § 40) und für die anfallende Niederschlags-
wassermenge (Niederschlagswassergebühr, § 40a) erhoben.

2)  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Ab-
wassergebühr nach der eingeleiteten Schmutzwasser- bzw. 
Wassermenge.

§ 39  Gebührenschuldner
1)  Schuldner der Abwassergebühr ist der Grundstückseigentü-

mer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstücksei-
gentümers Gebührenschuldner. 

2)  Neben dem Gebührenschuldner nach Abs. 1 kann auch der 
unmittelbare Benutzer der öffentlichen Abwasseranlagen, 
nämlich der aufgrund eines Miet-Pacht- oder ähnlichem 
Rechtsverhältnisses zur Nutzung des Grundstücks oder von 
Grundstücksteilen (z.B. Wohnungen, Geschäftsräume und 
dergleichen) Berechtige im Verhältnis seines Anteils an den 
Bemessungsgrundlagen nach den §§ 40 bis 42 zur Abwas-
sergebühr herangezogen werden.

3)  Bei Übergang des Eigentums, Erbbaurechts oder Nutzungs-
recht geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Über-
gang folgenden Kalendermonats auf den neuen Gebühren-
schuldner über.

4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 40  Bemessung der Schmutzwassergebühr
1)  Bemessungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr im 

Sinne von § 38 Abs. 1 ist:
 1.  die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversor-

gung zugeführte Wassermenge;

 2.  bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversor-
gung die, dieser entnommenen Wassermenge;

 3.  im Übrigen das auf den Grundstücken anfallende Nieder-
schlagswasser, soweit es als Brauchwasser im Haushalt 
oder im Betrieb genutzt wird.

  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungs-
grundlage die eingeleitete Wasser-/Schmutzwassermenge.

2)  Auf Verlangen der Stadt hat der Gebührenschuldner bei sons-
tigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) sowie bei nichtöffentlicher 
Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von 
Niederschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) geeig-
nete Messeinrichtungen auf seine Kosten anzubringen und 
zu unterhalten.

§ 40a  Bemessung der Niederschlagswassergebühr
1)  Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr 

(§ 38 Abs. 1) sind die bebauten und befestigten (versiegelten) 
Flächen des an die öffentliche Abwasserbeseitigung ange-
schlossenen Grundstücks, von denen Niederschlagswasser 
unmittelbar oder mittelbar den öffentlichen Abwasseranla-
gen zugeführt wird. Maßgebend für die Flächenberechnung 
ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei 
erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht der Zustand 
zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses.

2)  Die versiegelten Flächen werden mit einem Faktor multi-
pliziert, der unter Berücksichtigung des Grades der Wasser-
durchlässigkeit und der Verdunstung für die einzelnen Ver-
siegelungsarten wie folgt festgesetzt wird:

 a)  vollständig versiegelte Flächen, z. B. Dachflächen, As-
phalt, Beton, Bitumen: 0,9;

 b)  stark versiegelte Flächen, z. B. Pflaster, Platten, Verbund-
steine, Rasenfugenpflaster: 0,6;

 c)  wenig versiegelte Flächen, z. B. Kies, Schotter, Schotter-
rasen, Rasengittersteine, Porenpflaster, Gründächer: 0,3.

  Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen 
Versiegelungsart nach Buchstaben a) bis c), die der vorlie-
genden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasserdurchläs-
sigkeitsgrad am nächsten kommt.

3)  Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser über 
eine Sickermulde, ein Mulden-Rigolensystem oder eine 
vergleichbare Anlage mit gedrosseltem Ablauf oder mit No-
tüberlauf den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, 
werden mit dem Faktor … berücksichtigt.

4)  Flächen, die an Zisternen ohne Überlauf in die öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind, bleiben 
im Rahmen der Gebührenbemessung unberücksichtigt. Für 
Flächen, die an Zisternen mit Überlauf angeschlossen sind, 
gilt Folgendes:

 a)  bei Regenwassernutzung ausschließlich zur Gartenbe-
wässerung werden die Flächen um 8 m2 je m3 Fassungs-
volumen reduziert;

 b)  bei Regenwassernutzung im Haushalt oder Betrieb wer-
den die Flächen um 15 m2 je m3 Fassungsvolumen re-
duziert. Sätze 1 und 2 gelten nur für Zisternen, die fest 
installiert und mit dem Boden verbunden sind (sowie ein 
Mindestfassungsvolumen von 2 m3 aufweisen).

§ 41  Absetzungen
1)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Ab-

wasseranlagen eingeleitet wurden, werden auf Antrag des 
Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwas-
sergebühr (§ 40) abgesetzt. In den Fällen des Abs. 2 erfolgt 
die Absetzung von Amts wegen.
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2)  Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermen-
gen muss durch Messung eines besonderen Wasserzählers 
(Zwischenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht und von der Stadt plombiert worden 
ist. Zwischenzähler dürfen nur durch ein fachlich geeignetes 
Installationsunternehmen eingebaut werden. Sie stehen im 
Eigentum des Grundstückseigentümers und sind von diesem 
auf eigene Kosten einzubauen und zu unterhalten. Der erst-
malige Einbau sowie der Austausch eines Zwischenzählers 
sind der Stadt innerhalb von 2 Wochen unter Angabe des 
Zählerstandes anzuzeigen.

3)  In Einzelfällen kann von den Bestimmungen des Abs. 2 ab-
gewichen werden. Wird der Nachweis über die abzusetzende 
Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler gemäß Abs. 
2 erbracht, bleibt von der Absetzung eine Wassermenge von 
20 m3/Jahr ausgenommen.

4)  Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende 
Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler nach Abs. 
2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wassermengen 
pauschal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wasser-
menge im Sinne von Abs. 1

 1. je Vieheinheit 
  bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen 
  und Schweinen   15 m³/Jahr,
 2. je Vieheinheit bei Geflügel   5 m³/Jahr.

  Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge 
wird um die gemäß Abs. 3 von der Absetzung ausgenommene 
Wassermenge gekürzt und von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wasser-
menge muss für jede für das Betriebsanwesen polizeilich 
gemeldete Person, die sich dort während des Veranlagungs-
zeitraums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 50 
m³/Jahr für die erste Person und für jede weitere Person min-
destens 40 m³/Jahr betragen. Der Umrechnungsschlüssel für 
Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des Bewertungsge-
setzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand 
ist der Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der 
Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr richtet.

5)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen 
sind bis zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids unter Angabe der abzusetzenden Was-
sermenge zu stellen.

§ 42  Höhe der Abwassergebühren
1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) 
 beträgt je m³ Abwasser:   2,44 €.

2)  Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) 
 beträgt je m² versiegelte Fläche:   0,73 €.

3)  Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in 
den Fällen des § 40a während des Veranlagungszeitraumes, 
wird für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht 
besteht, ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt.

§ 43  Entstehung der Gebührenschuld
1)  In den Fällen des § 38 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld 

für ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranla-
gungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf 
des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld 
mit Ende des Benutzungsverhältnisses.

2)  In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebüh-
renschuld für den bisherigen Grundstückseigentümer mit 
Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, 
für den neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Ka-
lenderjahres.

3)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei 
vorübergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, 
im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

4)  Die Gebührenschuld gemäß § 38 Abs. 1 sowie die Voraus-
zahlung gemäß § 44 ruhen auf dem Grundstück bzw. dem 
Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i. V. mit § 27 
KAG).

§ 44  Vorauszahlungen
1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind 

vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen zu leisten. Die Vo-
rauszahlungen entstehen mit Beginn des Kalendervierteljah-
res. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungs-
zeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des 
folgenden Kalendervierteljahres.

2)  Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten 
Jahreswasserverbrauchs bzw. ein Viertel der zuletzt festge-
stellten gebührenpflichtigen Fläche gemäß § 40a zugrun-
de zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht 
werden der voraussichtliche Jahreswasserverbrauch und 
der Zwölftelanteil der Jahresniederschlags-wassergebühr 
geschätzt.

3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszah-
lungen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum 
angerechnet.

4)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 entfällt die Pflicht zur Voraus-
zahlung.

§ 45  Fälligkeit
1)  Die Benutzungsgebühren sind, innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, so-
weit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen 
übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleiste-
ten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder 
Zurückzahlung ausgeglichen.

2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden mit Ende des Ka-
lendervierteljahres zur Zahlung fällig.

§ 45a Gebühreneinzug durch Dritte
1)  Die Stadt beauftragt die FairEnergie GmbH Reutlingen, die 

Abwassergebühren gemäß § 38 Abs. 1 zu berechnen, die 
Gebührenbescheide auszufertigen und zu versenden, die 
Gebühren entgegenzunehmen und an die Stadt abzuführen, 
Nachweise darüber für die Stadt zu führen sowie die erfor-
derlichen Daten zu verarbeiten und die verarbeiteten Daten 
der Stadt mitzuteilen.

VI. ANZEIGEPFLICHT, HAFTUNG, ORDNUNGSWIDRIGKEITEN

§ 46  Anzeigepflicht
1)  Binnen eines Monats sind der Stadt der Erwerb oder die Ver-

äußerung eines an die öffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossenen Grundstücks anzuzeigen. Entsprechendes gilt 
beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen baulichen 
Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind der Veräußerer und der 
Erwerber.

2)  Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitrau-
mes hat der Gebührenschuldner der Stadt anzuzeigen:

 a)  die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffent-
lichen Wasserversorgungsanlage;

 b)  das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwas-
ser genutzte Niederschlagswasser (§ 40 Abs. 1 Nr. 3);

 c)  die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Geneh-
migung (§ 8 Abs. 3).
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3)  Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des 
Grundstücks an die öffentliche Abwasserbeseitigung hat der 
Gebührenschuldner die Lage und Größe der Grundstücksflä-
chen, von denen Niederschlagswasser den öffentlichen Ab-
wasseranlagen zugeführt wird (§ 40a Abs. 1), der Gemeinde 
in prüffähiger Form mitzuteilen. Kommt der Gebührenschuld-
ner seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht nach, wer-
den die Berechnungsgrundlagen für die Niederschlagswas-
sergebühr von der Gemeinde geschätzt.

4)  Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 
oder 1:1000 mit Eintrag der Flurstücks-Nummer. Die an die 
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grund-
stücksflächen sind unter Angabe der in § 40a Abs. 2 auf-
geführten Versiegelungsarten und der für die Berechnung 
der Flächen notwendigen Maße rot zu kennzeichnen. Die 
Gemeinde stellt auf Anforderung einen Anzeigevordruck zur 
Verfügung.

5)  Änderungen von nach Abs. 4 erforderlichen Angaben hat der 
Grundstückseigentümer innerhalb eines Monats der Gemein-
de anzuzeigen.

6)  Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die 
sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung 
berechtigten Personen der Stadt mitzuteilen:

 a)  Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeit-
lichen Anfalls des Abwassers;

 b)  wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist.

7)  Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der 
Stadt mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen für Teilflä-
chenabgrenzungen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung 
und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere ab-
gegrenzte Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten ge-
nutzt, tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche 
Anlagen errichtet werden.

8)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vor-
übergehend, außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstücksei-
gentümer diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der 
Grundstücksanschluss rechtzeitig verschlossen oder besei-
tigt werden kann.

9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet 
im Falle des Absatzes 1 der bisherige Gebührenschuldner 
für die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum 
Eingang der Anzeige bei der Stadt entfallen.

§ 47  Haftung der Stadt
1)  Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebs-

störungen, die die Stadt nicht zu vertreten hat, vorüberge-
hend ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder treten 
Mängel oder Schäden auf, die durch Rückstau infolge von 
Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder Schnee-
schmelze oder durch Hemmungen im Abwasserablauf ver-
ursacht sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf Scha-
denersatz. Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von 
Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall.

2)  Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Siche-
rung gegen Rückstau (§ 20) bleibt unberührt.

3)  Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die 
Stadt nur für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit.

§ 48  Haftung der Grundstückseigentümer
Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuld-
haft verursachte Schäden, die infolge einer unsachgemäßen oder 
den Bestimmungen dieser Satzung widersprechenden Benutzung 
oder infolge eines mangelhaften Zustands der Grundstücksent-

wässerungsanlagen entstehen. Sie haben die Stadt von Ersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden.

§ 49  Ordnungswidrigkeiten
1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig
 1.  entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Stadt über-

lässt;
 2.  entgegen § 6 Abs. 1, 2 oder 3 von der Einleitung aus-

geschlossene Abwässer oder Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen einleitet oder die für einleitbares Ab-
wasser vorgegebenen Richtwerte überschreitet;

 3.  entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder 
Speicherung in öffentliche Abwasseranlagen einleitet;

 4.  entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne 
ausreichende Vorbehandlung in öffentliche Abwasser-
anlagen einleitet, die nicht an eine öffentliche Kläranlage 
angeschlossen sind;

 5.  entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das 
der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, ohne besondere 
Genehmigung der Stadt in öffentliche Abwasseranlagen 
einleitet;

 6.  entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse nicht aus-
schließlich von der Stadt herstellen, unterhalten, erneu-
ern, ändern, abtrennen oder beseitigen lässt;

 7.  entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der 
Stadt eine Grundstücksentwässerungsanlage herstellt, 
anschließt oder ändert oder eine öffentliche Abwasser-
anlage benutzt oder die Benutzung ändert;

 8.  die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach den 
Vorschriften des § 16 und des § 17 Abs. 1 und 3 herstellt, 
unterhält oder betreibt;

 9.  entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und 
Reinigung der Abscheider nicht rechtzeitig vornimmt;

 10.  entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für Küchen-
abfälle, Müll, Papier und dergleichen oder Handtuchspen-
der mit Spülvorrichtungen an seine Grundstücksentwäs-
serungsanlage anschließt;

 11.  entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstücksentwässerungsan-
lage vor der Abnahme in Betrieb nimmt.

2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG han-
delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Anzeigepflichten 
nach § 46 Abs. 1 bis 7 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig nachkommt.

VII.   ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 50  Umsatzsteuer
Die in dieser Satzung genannten Beiträge, Gebühren und sonstigen 
Entgelte verstehen sich für Zwecke der Umsatzbesteuerung als 
Netto-Gebühren (Entgelt gem. § 10 Umsatzsteuergesetz). Sollte 
mit Wirkung für die Zukunft oder Vergangenheit festgestellt wer-
den, dass die genannten Beiträge und Gebühren bzw. sonstigen 
Entgelten vollständig oder teilweise zu umsatzsteuerbaren und 
–pflichtigen Lieferungen oder Leistungen klassifiziert werden, ist 
den jeweiligen Beiträgen, Gebühren und sonstigen Entgelten die 
Umsatzsteuer in gesetzlicher Höhe hinzuzurechnen.

§ 51  Inkrafttreten
1)  Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungs-

recht bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung 
die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entste-
hens der Abgabeschuld gegolten haben.

2)  Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Abwassersatzung vom 9. Dezember 1997 in der Fas-
sung vom 1. Januar 2016 (mit allen späteren Änderungen) 
außer Kraft.
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Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder von auf Grund 
der GemO erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen 
dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Sat-
zung gegenüber der Stadt geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Geneh-
migung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Ausgefertigt:
Pfullingen, den 15. Dezember 2020

gez. Fink
stv. Bürgermeister

Öffentliche Ausschreibung nach VOB
Ausschreibende Stelle: Stadt Pfullingen

Gegenstand und Umfang  Sanierung Steingebach – Erneuerung 
der Arbeiten:  Gas- und Wasserleitung / Rückbau Kreu-

zung
 Aushub: ca. 5.000 m³
 Flächenabtrag: ca. 2.000 m³
 Bachverdolung DN 1100: ca.      235 m
 Wasserleitung: ca.      340 m
 Gasleitung: ca.      340 m
 Aphaltbauarbeiten: ca. 4.000 m²
 Barrierefreier Umbau Bushaltestelle: 2 St

Ausführungszeit: Baubeginn:  15.03.2021
 Gesamtbauende:  17.12.2021

Ort und Zeit für die  Die Vergabeunterlagen können nach kos- 
Abholung der Unterlagen:  tenfreier Registrierung und Erteilung 

eines SEPA-Lastschriftmandats un-
ter vergabeunterlagen.vergabe24.de 
mit Angabe der VergabeunterlagenID 
als Poststück angefordert werden.  

  Des Weiteren können die Vergabeunter-
lagen nach Abschluss einer reduzierten 
kostenpflichtigen Zugangsvereinbarung 
unter www.Vergabe24.de eingesehen und 
heruntergeladen werden.

  Vergabeunterlagen in Papierform (inkl. CD): 
162,05 Euro inkl. MwSt.

 Vergabeunterlagen per Download:   
 80,00 Euro inkl. MwSt.

 Das Entgelt wird nicht erstattet.

  Die Angebote sind in deutscher Sprache 
abzufassen.

  Planung und Bauleitung: 
  Herrmann und Mang Ingenieure GmbH u. 

Co. KG, Kraußstraße 3, 72793 Pfullingen

Ort und Zeit für die Stadt Pfullingen
Eröffnung der Angebote: Marktplatz 3, 72793 Pfullingen, 
 Rathaus V, Zimmer 6
 Dienstag 09.02.2021, 10:00 Uhr

  Beim Eröffnungstermin dürfen nur die Bieter 
und ihre Bevollmächtigten anwesend sein.

Zuschlagsfrist: 09.03.2021

Zahlungsbedingungen: Gemäß § 16 VOB/B

Nachprüfstelle: Landratsamt Reutlingen

 Stadt Pfullingen
 Martin Fink, stellv. Bürgermeister

Räumen und Bestreuen der Gehwege
Nach der Räum- und Streupflichtsatzung der Stadt gilt zu be-
achten:
Verpflichtete
Verpflichtet zum Räumen und Bestreuen der Gehwege sind 
alle Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, die an einer 
Straße liegen oder nicht mehr als 10 Meter von dieser entfernt 
sind. Bei einseitigen Gehwegen sind nur diejenigen Straßenan-
lieger verpflichtet, auf deren Seite der Gehweg verläuft.

Gegenstand der Reinigungs-, Räum- und Streupflicht
Alle Gehwege müssen geräumt und gestreut sein.
Befindet sich kein Gehweg in der Straße, so ist eine Fläche in 
einer Breite von einem Meter zu räumen.
Umfang der Schneeräumung
Der geräumte Schnee und das auftauende Eis sind in der Re-
gel auf dem eigenen Grundstück anzuhäufen. Soweit der Platz 
dafür nicht ausreicht, darf der Schnee am Rande der Fahrbahn 
gelagert werden.

Beseitigung von Schnee- und Eisglätte
Bei Schnee- und Eisglätte haben die Verpflichteten die Geh-
wege sowie die Zugänge zur Fahrbahn rechtzeitig so zu be-
streuen, dass sie vom Fußgänger bei Beachtung der nach den 
Umständen gebotenen Sorgfalt gefahrlos benützt werden 
können. Zum Bestreuen sind abstumpfende Materialien wie 
Sand, Split oder Asche zu verwenden. Salz oder sonstige auf-
tauende Stoffe dürfen nicht gestreut werden.
Ausnahmsweise dürfen Salz oder sonst auftauende Stoffe ge-
streut werden, wenn Glätte nicht auf andere zumutbare Weise 
beseitigt werden kann.

Zeiten für das Schneeräumen
Die Gehwege müssen werktags bis 7:00 Uhr, sonn- und feier-
tags bis 8:30 Uhr geräumt und gestreut sein.
Wenn nach diesem Zeitpunkt Schnee fällt oder Schnee- be-
ziehungsweise Eisglätte auftritt, ist unverzüglich, bei Bedarf 
auch wiederholt, zu räumen und zu streuen.
Die Pflicht endet um 21:00 Uhr.
Amt für öffentliche Ordnung

– Ende des amtlichen Teiles –

 
Stadt erhöht Kontingent von Bodenseewasser - 
Teilumstellung ab 27.01.2021
Im November letzten Jahres wurde der Antrag der Stadtwerke Pfullin-
gen, das Kontingent zum Bezug von Bodenseewasser von 10 l/sec. 
auf 23 l/sec. zu erhöhen, vom Zweckverband Bodenseewasserver-
sorgung genehmigt. Durch diesen Beschluss wird die Bodenseewas-
serversorgung im Stadtgebiet von ca. 10% auf künftig rund 30% 
erweitert. Über den Betrieb der Hochbehälter Roßwag und Ahlsberg 
können ab dem 27. Januar 2021 nun zusätzliche Straßenzüge mit 
Bodenseewasser versorgt werden. Ein weiterer positiver Nebenef-
fekt ist, dass durch die Umstellung die Eigenwasserversorgung des 
Jockels-Brunnen in Honau entlastet wird.
Die Stadtwerke weisen darauf hin, dass es bei der Wasserumstellung 
kurzzeitig zu hygienisch unbedenklichen Eintrübungen des Trinkwas-
sers kommen kann. Außerdem ändert sich der Härtegrad des Wassers: 
Beim Bodenseewasser beträgt dieser 1,6 mmol/l (9° dH) und ent-
spricht dem Härtebereich 2. Beim Eigenwassers aus Honau beträgt 
dieser 3,1 mmol/l (17° dH), und entspricht dem Härtebereich 3.
Folgende Straßen werden ab dem 27. Januar 2021 künftig anstelle 
mit Eigenwasser aus Honau mit Trinkwasser vom Bodensee versorgt:
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A
Adolf-Hölzel-Weg
Ahlbolweg 32 (Jahnhaus)
Ahlsteige Geb. 109 (Listhof)
Am Ahlsberg
Am Steinenberg
August-Lämmle-Straße
B
Beethovenstraße
Bergstraße
Bolbergweg
E
Elisenweg ab Geb. 20
Ernst-Trumpp-Weg (CVJM)
Ernst-Trumpp-Weg (Hof Haydt)
Ernst-Trumpp-Weg (Hof Tröster)
Ernst-Trumpp-Weg (Schwillehof)
F
Frauenhalde
G
Gerhart-Hauptmann-Straße
Gewand Wasserteich (Stollhof)
Gielsbergweg
Große Heerstraße ab Geb. 85
H
Häglenstraße
Hans-Brühlmann-Weg
Hartenstein
Hegelweg
Heinrich-Heine-Weg
Hermann-Hesse-Straße
I
Im Entensee
Im Gansbrunnen
Im Katzenbol
Im Kühnenbach
J
Jägerbergweg
Jakob-Albrecht-Haus
K
Kantweg
Karl-Kuppinger-Straße
Karlshöhe
Kiessteige
Kühnenbachweg
L
Lerchenstraße
Louis-Laiblin-Weg
M
Maiers Gewand
Maustäle
Mörikestraße
R
Reiterkameradschaft
Rossbergweg
Rosswagstraße Geb. 50 + 56
S
Scheffelweg
Schönbergstraße
Schubertstraße
Schützengilde
Skihütte
Steinenbolstraße
Stöffelbergweg

T
Tennisheim
Theodor-Fischer-Straße
V
Vor dem Ahlsberg
Vor dem Urselberg
W
Wackersteinstraße
Waldcafé
Wannenweg
Wilhelm-Blos-Straße

 

 Bücherei im Lockdown II
Aufgrund der aktuellen Corona-Verordnung bleibt die Stadtbüche-
rei bis voraussichtlich 31.01.2021 geschlossen. Aktuelle Ände-
rungen werden über die Homepage der Bücherei bekannt gegeben.
Auch jetzt bietet die Bücherei wieder einen Abholservice an! Ter-
mine werden im Viertelstundentakt von Dienstag bis Freitag 
in der Zeit von 9 bis 15 Uhr vergeben. Einfach am vereinbarten 
Termin am Haupteingang der Stadtbücherei klingeln. Auch eine 
Rückgabe ist in diesem Rahmen möglich.
Ebenfalls weiterhin möglich ist der Lieferservice, auch mit Überra-
schungspaketen. Pro Leser können max. 10 Medien bestellt wer-
den. Die Medien werden frei Haus innerhalb von Pfullingen diens-
tags und donnerstags von 10 bis 12 Uhr geliefert bzw. abgeholt.
Anfragen und Wünsche über E-Mail an stadtbuecherei@pfullingen.
de oder auch per Telefon (07121-7030-4200).
Natürlich kann die Onleihe Neckar-Alb jederzeit genutzt werden, 
ebenso wie der Rückgabe-Container.

 

 
Schulwechsel zum Halbjahr an die WHR
Schülerinnen und Schüler, die zum Halbjahr auf die WHR wechseln 
wollen, müssen sich mit ihren Eltern an der WHR vorstellen. Dieser 
Termin wurde verlegt auf Montag, 8. Februar 2021 von 14 bis 
16 Uhr. Wir bitten um Beachtung.

 
 

 
Noch hat sich die Coronasituation nicht geändert, im Gegenteil, die 
Situation hat sich verschärft. Bis auf weiteres entfallen alle Veran-
staltungen/Beratungen und Dienstleistungen. Das Büro bleibt für 
den Publikumsverkehr bis auf weiteres geschlossen.
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Gerne sind wir zu den momentanen Bürozeiten (Montag, Mittwoch 
und Freitag von 9 – 11 Uhr) telefonisch erreichbar oder per Mail 
unter   info@bt-pfullingen.de
 Bleiben Sie gesund!

 

 
Sonntag, 24. Januar
9.30 Uhr Gottesdienst in der Martinskirche (Fetzer)
10.00 Uhr Gottesdienst in der Magdalenenkirche (Rapp-Aschermann)
11.00 Uhr Gottesdienst in der Thomaskirche (Fetzer)
Es sind keine Anmeldungen zu den Gottesdiensten erforderlich
Wer den Gottesdienst gerne von zuhause aus zeitgleich mitfeiern 
möchte, kann über unsere Homepage www.evangelisch-pfullin-
gen.de dem "Link zu youTube" folgen und den Gottesdienst per 
livestream anschauen.
Unter der Rubrik "Gottesdienste Martinskirche" findet man ebenfalls 
einen Link zu youTube, wo man sowohl den aktuellen, als auch die 
Gottesdienste der vergangenen Sonn- und Feiertage aufrufen kann.
ab 11.15 Uhr Benefiz-Essen "To-got", siehe Rubrik CVJM

 
Donnerstag, 21.01.2021
19:00 Uhr Probe Chor „Dreiklang“ unter Corona-Bedingungen - Ge-
meindehaus St. Wolfgang
Sonntag, 24.01.2021
09:00 Uhr Eucharistiefeier - Hl. Bruder Konrad
10:30 Uhr Eucharistiefeier - St. Wolfgang
10:30 Uhr Ökum. Gottesdienst zum Kirchenbezirkswechsel - Ev. 
Blasiuskirche Holzelfingen
Anmeldung zu den Sonntagsgottesdiensten bis spätestens 
Freitagnachmittag, 22.01.:
Online über die Homepage der Seelsorgeeinheit oder unter Fon 
07121 71208 oder Mail stwolfgang.pfullingen@drs.de
Donnerstag, 28.01.2021
19:00 Uhr Probe Chor „Dreiklang“ unter Corona-Bedingungen - Ge-
meindehaus St. Wolfgang

Sternsinger-Segen zum Mitnehmen
Die Sternsinger-Haltestellen sind noch bis zum 31.01.2021 in den 
Kirchen St. Wolfgang Pfullingen (unter der Orgelempore) und Hl. 
Bruder Konrad Unterhausen (am Taufbecken) eingerichtet. Dort 
befinden sich zum Mitnehmen Segenspakete mit einem Segen-
saufkleber „20*C+M+B+21“, Informationsmaterial und dem Spen-
denkonto. Wer zudem anderen eine Freude bereiten will, kann auch 
für Nachbarn, Freunde oder Verwandte ein solches Segenspaket 
mitnehmen.

 
Kaiserstraße 3

Sonntag, 24. Januar
11.00 Uhr Gottesdienst mit Kindergottesdienst, 11.15 Uhr Online
Infos zu Kinder- und Jugendgruppen findet ihr auf unserer Home-
page, z. B. ob und wie sie stattfinden.
Info: C. Bacher, Tel: 07128/3806881, Email: c.bacher@die-apis.de
 Homepage: www.apis-pfullingen.de

 
Sonntag, 24.01.2021
10:00 Uhr Gottesdienst nach dem Infektionsschutzkonzept mit 
Livestream ins Internet unter www.efg-pfullingen.de

 
Sonntag, 24. Januar 
10.30 Uhr Gottesdienst in Reutlingen, CZ Seestr. 6-8
Mittwoch, 27. Januar
20.00 Uhr Hauskreise online nach Absprache

 
Auch wenn Präsenzgottesdienste stattfinden, werden sonntags 
weiterhin die Gottesdienste per Internet-Livestream und als Te-
lefonübertragung angeboten.
Gottesdienste unter Einhaltung des Infektionsschutzkonzepts. We-
gen der umfassenden Hygienemaßnahmen bitten wir um rechtzei-
tige Anmeldung beim Gemeindevorsteher, um die Platzverteilung 
organisieren oder den entsprechenden Link zur Übertragen wei-
terleiten zu können.
Sämtliche Termine mit Vorbehalt eventueller Verschärfungen 
der Corona-Richtlinien durch die Behörden oder kirchenintern 
und dadurch möglicher Absagen.

– Ende des redaktionellen Teiles –


